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Verlautbarungen der Deutschen Bischofskonferenz

Nr. 35	 Revidiertes Ehevorbereitungsprotokoll 

Am 25. Februar 2021 hat die Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz Änderungen zum Ehevorbe-
reitungsprotokoll (EVP) beschlossen, die am 12. Oktober 2021 durch Dekret der Kongregation für die Bischöfe 
bestätigt worden sind. 

Die Promulgation ist gemäß Art. 16 Abs. 2 des Statuts der Deutschen Bischofskonferenz vom 23. Februar 2021 
durch die Zustellung an die Diözesanbischöfe mit Schreiben vom 13. Dezember 2021 erfolgt. Das neugefasste 
Ehevorbereitungsprotokoll (EVP) ist als amtliches Formular der Deutschen Bischofskonferenz einschließlich 
Anmerkungstafel beiliegend abgedruckt. 

Es ist zudem auf der Seite des Essener Diözesanrechts unter „Formulare/Dokumente“ als beschreibbares 
Dokument abrufbar. 

Es kann ab sofort Verwendung finden, ab dem 01. Juni 2022 ist es durchgehend zu verwenden.

65. Jahrgang
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Verlautbarungen des Bischofs

Nr. 36	 Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen (Präventionsordnung PrävO)

1 Apostolisches Schreiben Amoris laetitia vom 19. März 2016, Nr. 150.

Präambel

Die Verantwortung für die Prävention gegen sexualisierte Gewalt obliegt dem Bischof als Teil seiner Hirten-
sorge. 

Die Prävention ist integraler Bestandteil der kirchlichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sowie schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen. Ziel der katholischen Kirche und ihrer Caritas ist es, allen Kindern und 
Jugendlichen sowie schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, im Geiste des Evangeliums und auf der Basis 
des christlichen Menschenbildes, einen sicheren Lern- und Lebensraum zu bieten. 

In diesem Lern- und Lebensraum müssen menschliche und geistliche Entwicklung gefördert, sowie Würde und 
Integrität geachtet werden. Dabei soll vor Gewalt, insbesondere vor sexualisierter Gewalt, geschützt werden. 
Bereits psychische und physische Grenzverletzungen sind zu vermeiden.

Prävention als Grundprinzip professionellen Handelns trägt bei Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen dazu bei, dass sie in ihrer Entwicklung zu eigenverantwortlichen, glaubens- und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten gestärkt werden. Dabei ist die Sexualität als ein Bereich des mensch-
lichen Lebens zu würdigen: „Gott selbst hat die Geschlechtlichkeit erschaffen, die ein wunderbares Geschenk 
für seine Geschöpfe ist.“1

In allen Einrichtungen soll sexuelle Bildung Bestandteil der professionellen Arbeit sein, durch die Selbstbestim-
mung und Selbstschutz der anvertrauten Minderjährigen bzw. schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
gestärkt werden.

Unterschiedliche Bedarfs- und Gefährdungslagen müssen bei allen Präventionsmaßnahmen angemessen 
berücksichtigt werden. Die Strukturen und Prozesse zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt müssen trans-
parent, nachvollziehbar, kontrollierbar und evaluierbar sein. Die Entwicklung und Verwirklichung von Maßnah-
men zur Prävention erfolgen partizipativ in Zusammenarbeit mit allen hierfür relevanten Personen und Grup-
pen. Dazu gehören insbesondere auch die Kinder, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen selbst. Die Erfahrungen von Betroffenen werden dabei besonders berücksichtigt. Ziel von Prävention in 
Diözesen, Ordensgemeinschaften, neuen geistlichen Gemeinschaften, kirchlichen Bewegungen und Initiati-
ven, sowie in kirchlichen und caritativen Institutionen und Verbänden ist es, eine Kultur des achtsamen Mitein-
anders zu praktizieren und weiter zu entwickeln.

I Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Diese Präventionsordnung gilt für 

a. die Diözese,

b. die Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen,

c. die Verbände von Kirchengemeinden,

d. den Diözesancaritasverband und dessen Gliederungen, soweit sie öffentliche juristische Personen des kano-
nischen Rechts sind,

e. die sonstigen dem Diözesanbischof unterstellten öffentlichen juristischen Personen des kanonischen Rechts,

f. die sonstigen kirchlichen Rechtsträger, unbeschadet ihrer Rechtsform, die der bischöflichen Gesetzgebungs-
gewalt unterliegen und deren Einrichtungen.

(2) Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sind aufgefordert, 
die Präventionsordnung in ihr Statut verbindlich zu übernehmen; sofern ein kirchlicher Rechtsträger in der 
Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts über kein Statut verfügt, ist eine notarielle Erklärung 
der Übernahme und anschließende Veröffentlichung dieser Erklärung ausreichend. 
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(3) Regelungen dieser Ordnung, die Beschäftigte im kirchlichen Dienst (§ 2 Abs. 2) betreffen, gelten vorbe-
haltlich ihrer dienst- oder arbeitsrechtlichen Zulässigkeit. Soweit Regelungen dieser Ordnung in den Zustän-
digkeitsbereich einer arbeitsrechtlichen Kommission im Sinne von Artikel 7 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse fallen, stehen sie im Zuständigkeitsbereich der Kommis-
sion unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung durch die Kommission und der Inkraftsetzung des Beschlusses 
durch den Diözesanbischof. Beschließt die arbeitsrechtliche Kommission für ihren Zuständigkeitsbereich von 
dieser Ordnung abweichende oder sie ergänzende Regelungen zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, gelten diese Regelungen mit Inkraftsetzung 
durch den Diözesanbischof.

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) Prävention im Sinne dieser Ordnung meint alle Maßnahmen, die vorbeugend (primär), begleitend (sekun-
där) und nachsorgend (tertiär) gegen sexualisierte Gewalt an Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen ergriffen werden. Sie richtet sich an Betroffene, an die Einrichtungen mit ihren Verant-
wortlichen, die in ihrer Tätigkeit Kontakt mit Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen haben und auch an Beschuldigte/Täter.

(2) Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser Ordnung sind insbesondere:

a. Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,

b. Ordensangehörige,

c. Arbeitnehmer/-innen,

d. zu ihrer Berufsausbildung tätige Personen,

e. nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem Jugendfreiwilligendienstgesetz oder in vergleichbaren 
Diensten tätige Personen sowie Praktikanten/-innen, 

f. Leiharbeitnehmer/-innen und sonstige bei Drittunternehmen angestellte Arbeitnehmer/-innen, Honorar-
kräfte und Mehraufwandsentschädigungskräfte.

(3) Für ehrenamtlich tätige Personen, inklusive Mandatsträger/-innen im kirchlichen Bereich, gilt diese Ord-
nung entsprechend. 

(4) Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser Ordnung umfasst sowohl strafbare als auch nicht straf-
bare sexualbezogene Handlungen und Grenzverletzungen. Sie betrifft alle Verhaltens- und Umgangsweisen 
(innerhalb und außerhalb des kirchlichen Dienstes) mit sexuellem Bezug gegenüber Kindern, Jugendlichen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, die mit vermeintlicher Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen 
deren ausdrücklichen Willen erfolgen. Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, Durchführung und 
Geheimhaltung sexualisierter Gewalt.

(5) Strafbare sexualbezogene Handlungen sind Handlungen nach dem 13.  Abschnitt des Strafgesetzbuches 
(StGB) sowie weitere sexualbezogene Straftaten des StGB.

(6) Strafbare sexualbezogene Handlungen nach kirchlichem Recht sind solche nach can. 1395 § 2 CIC in Verbin-
dung mit Art. 6 § 1 SST, nach can. 1387 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach Art 4 § 1 n. 1 SST 
in Verbindung mit can. 1378 § 1 CIC, soweit sie an Minderjährigen oder an Personen, deren Vernunftgebrauch 
habituell eingeschränkt ist, begangen werden sowie Handlungen nach Art. 1 § 1 a) VeL2.

(7) Zusätzlich findet sie unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls Anwendung auf Handlungen 
unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieherischen sowie im betreuenden, bera-
tenden oder pflegenden Umgang mit Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
eine sexualbezogene Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen.

(8) Sexuelle Übergriffe passieren nicht zufällig, nicht aus Versehen. Sie unterscheiden sich von Grenzverletzun-
gen durch die Massivität und/oder Häufigkeit der nonverbalen oder verbalen Grenzüberschreitungen.

(9) Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene sind Schutzbefohlene im Sinne des § 225, Abs. 1 des StGB3. Diesen 
Personen gegenüber tragen Beschäftigte im kirchlichen Dienst eine besondere Verantwortung, entweder, weil 

2 Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben motu proprio datae „Vos estis lux mundi“ (Vel) vom 7. Mai 2019.
3 Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Person, die 
1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht,
2. seinem Hausstand angehört,
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sie ihrer Fürsorge und Obhut anvertraut sind oder weil bei ihnen allein aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebe-
dürftigkeit eine besondere Gefährdung im Sinne dieser Ordnung besteht. Weiterhin sind darunter Personen 
zu verstehen, die einem besonderen Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis unterworfen sind. Ein solches 
besonderes Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis kann auch im seelsorglichen Kontext gegeben sein oder 
entstehen.

II. Institutionelles Schutzkonzept

§ 3 Institutionelles Schutzkonzept

(1) Auf der Basis einer Schutz- und Risikoanalyse hat jeder kirchliche Rechtsträger ein institutionelles Schutz-
konzept entsprechend den §§ 4-10 zu erstellen. Dem kirchlichen Rechtsträger kommt dabei die Aufgabe zu, 
den Prozess zu initiieren, zu koordinieren und die Umsetzung zu gewährleisten. Die/Der Präventionsbeauf-
tragte steht bei der Erstellung von institutionellen Schutzkonzepten beratend und unterstützend zur Verfügung.

(2) Alle Bausteine dieses Schutzkonzeptes sind zielgruppengerecht und lebensweltorientiert zu konzipieren. 
In das institutionelle Schutzkonzept sind die Inhalte der §§ 4-10 der Präventionsordnung (Personalauswahl 
und -entwicklung, erweitertes Führungszeugnis und Selbstauskunftserklärung, Verhaltenskodex, Beschwer-
dewege, Qualitätsmanagement, Präventionsschulungen, Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen) aufzunehmen.

(3) Schutzkonzepte in Einrichtungen und Diensten werden in Abstimmung mit der diözesanen Koordinations-
stelle ausgestaltet (siehe § 11 Abs. 5). Sie sind nicht genehmigungspflichtig, jedoch zur fachlichen Prüfung der 
Koordinationsstelle zuzuleiten. Geprüft wird, ob die unter Punkt II. (Institutionelles Schutzkonzept) genann-
ten Paragrafen in das Schutzkonzept aufgenommen wurden. Zusätzlich muss deutlich werden, dass eine 
Schutz- und Risikoanalyse durchgeführt, das Schutzkonzept partizipativ erarbeitet und durch den kirchlichen 
Rechtsträger in Kraft gesetzt wurde. Mit der Unterschrift übernimmt der kirchliche Rechtsträger die Verant-
wortung für die Umsetzung und Ausgestaltung des Schutzkonzeptes. Die kirchlichen Rechtsträger erhalten von 
der Koordinationsstelle eine Rückmeldung zur fachlichen Prüfung.

(4) Das erarbeitete institutionelle Schutzkonzept ist in geeigneter Weise allen Beschäftigten und Ehrenamt-
lichen in den Einrichtungen, Gremien und sonstigen Gliederungen des kirchlichen Rechtsträgers bekannt zu 
geben.

§ 4 Personalauswahl und -entwicklung

(1) Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass nur Personen im pastoralen oder erzieherischen 
sowie im betreuenden, beratenden oder pflegenden Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen eingesetzt werden, die neben der erforderlichen fachlichen auch über die persönliche 
Eignung verfügen. 

(2) Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisieren die Prävention gegen sexualisierte Gewalt im 
Vorstellungsgespräch, während der Einarbeitungszeit sowie in regelmäßigen Gesprächen mit den Beschäftig-
ten im kirchlichen Dienst. In der Aus- und Fortbildung ist sie Pflichtthema.

§ 5 Erweitertes Führungszeugnis und Selbstauskunftserklärung

(1) Zur Erfüllung ihrer Verpflichtung aus § 4 Abs. 1 haben sich kirchliche Rechtsträger von Personen gemäß 
§ 2 Abs. 2 und 3 bei der Einstellung bzw. Beauftragung und nachfolgend im regelmäßigen Abstand von fünf 
Jahren entsprechend den gesetzlichen und arbeitsrechtlichen Regelungen, insbesondere des Bundeskinder-
schutzgesetzes und des Bundesteilhabe-gesetzes, ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen zu lassen. Die 
Einsichtnahme ist dauerhaft zu dokumentieren. Die anfallenden Kosten für die Erteilung trägt der kirchliche 
Rechtsträger. Ausgenommen ist die Kostenübernahme bei Neueinstellungen.

(2) Die kirchlichen Rechtsträger haben von den unter § 2 Abs. 2 genannten Personen einmalig eine Selbstaus-
kunftserklärung einzuholen. Diese enthält Angaben, ob die einzustellende Person wegen einer Straftat gemäß 
§ 72a Abs. 1 SGB VIII verurteilt worden ist und ob insoweit ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren 
gegen sie eingeleitet worden ist. Darüber hinaus ist die Verpflichtung enthalten, bei Einleitung eines solchen 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens dem kirchlichen Rechtsträger hiervon unverzüglich Mitteilung 
zu machen.

3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt überlassen worden oder
4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, (…). [StGB § 225 Abs. 1]
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(3) Die Verpflichtung nach vorstehenden Absätzen gilt unabhängig vom Beschäftigungsumfang und Tätig-
keitsfeld, insbesondere im Hinblick auf folgende Personengruppen:

a) Kleriker einschließlich der Kandidaten für das Weiheamt,

b) Ordensangehörige oder Mitarbeitende in einem Gestellungs- oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis im 
Jurisdiktionsbereich des Bischofs

c) Pastoral- und Gemeindereferenten/-innen sowie Anwärter/-innen auf diese Berufe.

(4) Je nach Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen bzw. nach Aufgabe und Einsatz wird von den Verantwortlichen geprüft, ob von Personen gemäß 
§ 2 Abs. 3 eine Selbstauskunftserklärung vorzulegen und zu dokumentieren ist.

(5) Bei der Vereinbarung von Dienstleistungen durch externe Personen oder Firmen oder wenn externen Per-
sonen oder Firmen kirchliche Räume überlassen werden, sind diese Regelungen analog anzuwenden.

§ 6 Verhaltenskodex

(1) Jeder kirchliche Rechtsträger gewährleistet, dass verbindliche Verhaltensregeln, die ein fachlich adäqua-
tes Nähe-Distanz-Verhältnis, einen respektvollen Umgang und eine wertschätzende Kommunikationskultur 
gegenüber den Minderjährigen sowie gegenüber schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen sicherstellen, 
im jeweiligen Arbeitsbereich partizipativ erstellt werden. Jeder kirchliche Rechtsträger gewährleistet darüber 
hinaus, dass der Verhaltenskodex verbindliche Verhaltensregeln in folgenden Bereichen umfasst:

a) Sprache und Wortwahl bei Gesprächen,

b) adäquate Gestaltung von Nähe und Distanz,

c) Angemessenheit von Körperkontakten,

d) Beachtung der Intimsphäre,

e) Zulässigkeit von Geschenken (im Hinblick auf Macht- und Abhängigkeitsverhältnissen),

f) Umgang mit und Nutzung von Medien und sozialen Netzwerken,

g) Disziplinierungsmaßnahmen.

(2) Der Verhaltenskodex sowie die Sanktionen bei Nichteinhaltung sind vom kirchlichen Rechtsträger in geeig-
neter Weise zu veröffentlichen.

(3) Der Verhaltenskodex ist von den Personen gem. § 2 Abs. 2 und 3 durch Unterzeichnung anzuerkennen. 
Die Unterzeichnung ist verbindliche Voraussetzung für eine An- und Einstellung, für eine Weiterbeschäftigung 
sowie für die Beauftragung zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit.

(4) Dem kirchlichen Rechtsträger bleibt es unbenommen, im Einklang mit den geltenden arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen über den Verhaltenskodex hinaus Dienstanweisungen und hausinterne Regelungen zu erlassen.

(5) Vorgesetzte und Leitungskräfte haben eine besondere Verantwortung dafür, die verbindlichen Verhaltens-
regeln einzufordern und im Konfliktfall fachliche Beratung und Unterstützung zu ermöglichen.

§ 7 Beschwerdewege

(1) Im Rahmen des institutionellen Schutzkonzepts sind interne und externe Beratungsmöglichkeiten zu nennen 
und Melde- und Beschwerdewege für Minderjährige sowie schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene, Eltern 
bzw. Personensorgeberechtigte sowie für die in § 2 Abs. 2 und 3 genannten Personen zu beschreiben. 

(2) Die Beschreibungen der Melde- und Beschwerdewege haben sich an der „Ordnung für den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sons-
tige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ und dazugehörige diözesane Ausführungsbestimmungen oder an 
gleichwertigen eigenen Regelungen zu orientieren. Hierbei ist insbesondere auf ein transparentes Verfahren 
mit klarer Regelung der Abläufe und Zuständigkeiten und auf die Dokumentationspflicht Wert zu legen. 

(3) Die Melde- und Beschwerdewege müssen in geeigneter Weise bekannt gemacht werden.

(4) Personen mit Kontakt zu Betroffenen oder Kontakt zu Beschuldigten bzw. Tätern können kontinuierlich 
Supervision erhalten.

(5) Der kirchliche Rechtsträger hat durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass alle Beteiligten, 
insbesondere Minderjährige und schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene, regelmäßig und angemessen über 
ihre Rechte und Pflichten informiert werden.
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(6) Der kirchliche Rechtsträger hat in seinem Zuständigkeitsbereich sicherzustellen, dass im Hinblick auf die 
Benennung sexualisierter Gewalt und sexueller Grenzverletzungen die beauftragten Ansprechpersonen für 
Betroffene von sexualisierter Gewalt der Diözese bekannt gemacht sind.

§ 8 Qualitätsmanagement

(1) Der kirchliche Rechtsträger hat die Verantwortung dafür, dass Maßnahmen zur Prävention als Teil seines 
Qualitätsmanagements implementiert, kontrolliert, evaluiert und weiterentwickelt werden.

(2) Der kirchliche Rechtsträger stellt sicher, dass die Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen sowie deren Erziehungs- bzw. Personensorgeberechtigte oder gesetzliche Betreuer/-innen über die 
Maßnahmen zur Prävention angemessen informiert werden und die Möglichkeit haben, Ideen, Kritik und Anre-
gungen an den kirchlichen Rechtsträger weiterzugeben.

(3) Für jede Einrichtung, für jeden Verband oder für den Zusammenschluss mehrerer kleiner Einrichtungen muss 
eine Präventionsfachkraft benannt sein, die bei der Umsetzung des institutionellen Schutzkonzeptes berät und 
unterstützt.

(4) Als Teil einer nachhaltigen Präventionsarbeit ist im Rahmen der Auswertung eines Vorfalls bzw. bei struktu-
rellen Veränderungen das Schutzkonzept auf erforderliche Anpassungen zu überprüfen.

(5) Das Schutzkonzept ist regelmäßig – spätestens alle fünf Jahre – zu überprüfen und ggfs. weiterzuentwi-
ckeln.

§ 9 Präventionsschulungen

(1) Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass die Prävention gegen sexualisierte Gewalt an 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen integraler Bestandteil der Aus- und Fortbil-
dung aller Beschäftigten im kirchlichen Dienst, ehrenamtlich tätigen Personen sowie Mandatsträger/-innen 
ist.

(2) Leitende Mitarbeitende tragen Personal- und Strukturverantwortung. Daher muss diese Personengruppe 
über das Grundlagenwissen hinaus im Rahmen ihrer Verantwortungs-bereiche intensiv qualifiziert werden. 

(3) Mitarbeitende mit einem intensiven, pädagogischen, therapeutischen, betreuenden, beaufsichtigenden, 
pflegenden oder seelsorglichen Kontakt mit Minderjährigen bzw. schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
müssen an einer Intensivschulung teilnehmen.

(4) Mitarbeitende und ehrenamtlich Tätige mit einem regelmäßigen pädagogischen, therapeutischen, betreu-
enden, beaufsichtigenden oder pflegenden Kontakt mit Minderjährigen bzw. schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen müssen an einer Basisplusschulung teilnehmen. Ebenso gilt dies für Personen, die an Veranstal-
tungen teilnehmen, bei denen Minderjährigen bzw. schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen Übernach-
tungsmöglichkeiten angeboten werden.

(5) Mitarbeitende und ehrenamtlich Tätige mit sporadischem Kontakt zu Minderjährigen bzw. schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen müssen an einer Basisschulung teilnehmen. 

(6) Alle Personen gemäß § 2 Abs. 2 und 3 die nicht unter die vorstehenden Abs. 2 bis 5 fallen, sind regelmäßig 
auf die Bedeutung der Prävention gegen sexualisierte Gewalt hinzuweisen.

(7) Der kirchliche Rechtsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die unterschiedlichen Personengruppen in 
einer angemessenen Frist (mindestens alle fünf Jahre) an Vertiefungsveranstaltungen teilnehmen.

(8) Die Teilnahme ist vom kirchlichen Rechtsträger dauerhaft zu dokumentieren. 

(9) Präventionsschulungen gegen sexualisierte Gewalt haben Kompetenzen insbesondere zu folgenden The-
men zu vermitteln:

a. angemessene Nähe und Distanz,

b. Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,

c. eigene emotionale und soziale Kompetenz,

d. Psychodynamiken Betroffener,

e. Strategien von Tätern/Täterinnen,

f. (digitale) Medien als Schutz- und Gefahrenraum / Medienkompetenz,

g. Dynamiken in Institutionen mit asymmetrischen Machtbeziehungen sowie begünstigenden institutionellen 
Strukturen,
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h. Straftatbestände und kriminologische Ansätze sowie weitere einschlägige rechtliche Bestimmungen,

i. notwendige und angemessene Hilfen für Betroffene, ihr Umfeld und die betroffenen Institutionen,

j. sexualisierte Gewalt von Kindern, Jugendlichen (Peer Gewalt) und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen an anderen Minderjährigen oder schutz- oder hilfe-bedürftigen Erwachsenen,

k. Schnittstellenthemen wie zum Beispiel sexuelle sowie geschlechter- und kultursensible Bildung,

l. regionale fachliche Vernetzungsmöglichkeiten mit dem Ziel eigener Vernetzung.

§ 10 Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen

Jeder kirchliche Rechtsträger hat geeignete Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen (Primärprävention) zu entwickeln bzw. umzusetzen. Dazu gehört auch die Ein-
beziehung des Umfelds zum Thema Prävention gegen sexualisierte Gewalt (Eltern bzw. Personensorgebe-
rechtigte, Angehörige und gesetzliche Betreuungen).

III. Strukturelle Maßnahmen

§ 11 Koordinationsstelle und Präventionsbeauftragte/r

(1) Der Bischof richtet eine diözesane Koordinationsstelle, in der die Präventionsarbeit entwickelt, vernetzt und 
gesteuert wird, ein. Er benennt zur Leitung eine oder mehrere Personen als Präventionsbeauftragte/n. Sie/Er 
berichtet der Bistumsleitung regelmäßig über die Entwicklung der Präventionsarbeit.

(2) Der Bischof kann zusammen mit anderen Bischöfen eine interdiözesane Koordinationsstelle einrichten.

(3) Sofern Ordensgemeinschaften päpstlichen Rechts eigene Präventionsbeauftragte ernannt haben, arbei-
ten die diözesanen Präventionsbeauftragten mit diesen zusammen.

(4) Die/Der Präventionsbeauftragte ist zum gegenseitigen Austausch und zur Abstimmung mit den Präventi-
onsbeauftragten der anderen in Nordrhein-Westfalen gelegenen Diözesen verpflichtet. Sie/Er wirkt darauf 
hin, dass möglichst einheitliche Präventionsstandards entwickelt werden.

(5) Die/Der Präventionsbeauftragte hat insbesondere folgende Aufgaben:

a. Einbindung von Betroffenen, 

b. Beratung der kirchlichen Rechtsträger bei der Entwicklung, Umsetzung und Fortschreibung von institutio-
nellen Schutzkonzepten, 

c. Fachliche Prüfung der Schutzkonzepte der kirchlichen Rechtsträger,

d. Organisation von Qualifizierungsmaßnahmen (gem. § 13 Abs. 4),

e. Sicherstellung der Qualifizierung und Information der Präventionsfachkräfte (gem. § 12 Abs. 5),

f. Vernetzung der Präventionsarbeit inner- und außerhalb der Diözese sowie zu den Ansprechpersonen gemäß 
der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“,

g. Zusammenarbeit mit den diözesanen Interventionsbeauftragten,

h. Vernetzung mit kirchlichen und nicht-kirchlichen Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,

i. Evaluation und Weiterentwicklung von verbindlichen Qualitätsstandards, 

j. Beratung von Aus- und Weiterbildungseinrichtungen, 

k. Fachberatung bei der Planung und Durchführung von Präventionsprojekten, 

l. Vermittlung von Fachreferenten/-referentinnen, 

m. Entwicklung von und Information über Präventionsmaterialien und -projekten,

n. Öffentlichkeitsarbeit.

§ 12 Präventionsfachkraft

(1) Jeder kirchliche Rechtsträger benennt mindestens eine geeignete Person, die aus der Perspektive des jewei-
ligen kirchlichen Rechtsträgers eigene präventionspraktische Bemühungen befördert und die nachhaltige 
Umsetzung der Präventionsordnung unterstützt. 
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(2) Die Person kann ein/e Mitarbeitende/r oder ehrenamtlich Tätige/r sein; sie muss Einblick in die Strukturen 
des kirchlichen Rechtsträgers haben. Die Benennung soll befristet für höchstens fünf Jahre erfolgen. Eine Wie-
derbenennung ist möglich. Die Bezeichnung lautet „Präventionsfachkraft“. 

(3) Mehrere kirchliche Rechtsträger können gemeinsam eine Präventionsfachkraft bestellen. 

(4) Der kirchliche Rechtsträger setzt die/den Präventionsbeauftragte/n der Diözese über die Ernennung 
schriftlich in Kenntnis. 

(5) Als Präventionsfachkraft kommen insbesondere Personen in Frage, die eine pädagogische oder psycholo-
gische Ausbildung bzw. Zusatzqualifikation abgeschlossen haben oder anderweitig, aufgrund von beruflichen 
oder privaten Erfahrungen, für das Arbeitsfeld geeignet sind. Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaß-
nahme zur Präventionsfachkraft ist verpflichtend. Die Qualifizierungsmaßnahme wird durch oder in Abspra-
che mit der Koordinationsstelle durchgeführt.

(6) Die Präventionsfachkräfte werden von der/dem Präventionsbeauftragte/n, in Zusammenarbeit mit Spit-
zen- bzw. Dachverbänden zu Austauschtreffen und kollegialer Beratung eingeladen. Der kirchliche Rechtsträ-
ger trägt Sorge dafür, dass die Präventionsfachkraft im angemessenen und erforderlichen Rahmen an den 
Treffen teilnimmt.

(7) Die Präventionsfachkraft übernimmt folgende Aufgaben:

a. ist Ansprechpartner/in für Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tätige bei allen Fragen zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt,

b. unterstützt den kirchlichen Rechtsträger bei der Erstellung und Umsetzung der institutionellen Schutzkon-
zepte,

c. kennt die Verfahrenswege bei Meldungen, die Vorwürfe von sexualisierter Gewalt betreffen sowie interne 
und externe Beratungsstellen und kann Mitarbeitende und ehrenamtlich Tätige darüber informieren,

d. trägt Sorge für die Platzierung des Themas in den Strukturen und Gremien des kirchlichen Rechtsträgers,

e. berät bei Planung, Organisation und Durchführung von Präventionsprojekten und Maßnahmen für Minder-
jährige und schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene aus Sicht der Prävention gegen sexualisierte Gewalt, 

f. trägt mit Sorge dafür, dass bei Angeboten und Maßnahmen für Minderjährige und schutz- oder hilfebedürf-
tige Erwachsene qualifizierte Personen zum Einsatz kommen,

g. benennt aus präventionspraktischer Perspektive Fort- und Weiterbildungsbedarf,

h. ist Kontaktperson vor Ort für die/den Präventionsbeauftragte/n der Diözese. 

(8) Die Durchführung von Präventionsschulungen kann zum Aufgabenbereich gehören, wenn die benannte 
Person an einer diözesanen Ausbildung zur/zum Schulungsreferentin/-referenten im Bereich Prävention von 
sexualisierter Gewalt teilgenommen hat oder eine gleichwertige Ausbildung vorweisen kann.

§ 13 Schulungsreferent/-in

(1) Zur Durchführung der Schulungsmaßnahmen sind dafür ausgebildete Schulungsreferentinnen und -refe-
renten sowie Multiplikator/-innen berechtigt. Die Ausbildung erfolgt in speziellen Qualifizierungsmaßnahmen 
in Verantwortung der/des Präventionsbeauftragten oder in eigener Verantwortung des kirchlichen Rechtsträ-
gers mit Zustimmung der/des Präventionsbeauftragten.

(2) Auch Personen, die anderweitig ausgebildet wurden oder als Fachkräfte zum Beispiel in Beratungsstellen 
gegen sexualisierte Gewalt arbeiten, können als Schulungsreferenten/-innen eingesetzt werden. Die Anerken-
nung einer einschlägigen Qualifizierungsmaßnahme sowie evtl. entsprechende Vorerfahrungen erfolgt durch 
die/den Präventionsbeauftragte/n. 

(3) Die Schulungsberechtigung ist befristet auf drei Jahre. Voraussetzung für eine Verlängerung ist die Teil-
nahme an einer speziellen Fortbildung oder an einem Vernetzungstreffen. Die Verlängerung ist zu beantragen.

(4) Die regelmäßige Begleitung, Beratung, Fortbildung und Koordination der Schulungsreferenten/-innen und 
Multiplikator/-innen liegt im Verantwortungsbereich der/des Präventionsbeauftragten.

§ 14 Datenschutz

(1) Soweit diese Ordnung sowie zur Ergänzung und Konkretisierung durch den Diözesanbischof erlassene 
Rechtsvorschriften auf personenbezogene Daten einschließlich deren Veröffentlichung anzuwenden sind, 
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gehen sie den Vorschriften des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) sowie der Anordnung über 
die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche (Kirchliche Archivordnung – KAO) vor, sofern 
sie deren Datenschutzniveau nicht unterschreiten. Im Übrigen gelten das Gesetz über den Kirchlichen Daten-
schutz (KDG), die zu seiner Durchführung erlassene Ordnung (KDG-DVO) sowie die Kirchliche Archivordnung 
(KAO).

(2) Die Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen richten sich nach den jeweiligen Vorschriften über die 
Aufbewahrungsfristen für Personalakten etc. Für die Zeit der Aufbewahrung sind die Unterlagen vor unbefug-
ten Zugriffen in besonderem Maße zu sichern. 

IV. Rechtsfolgen

§ 15 Förderungsfähigkeit 

Kirchliche Rechtsträger gem. § 1 Abs. 2, die diese Präventionsordnung nicht zur Anwendung bringen und auch 
kein eigenes, von der diözesanen Koordinationsstelle als gleichwertig anerkanntes Regelwerk haben, werden 
bei der Vergabe diözesaner Zuschüsse nicht berücksichtigt.

V. Schlussbestimmungen 

§ 16 Ausführungsbestimmungen

Die zur Ausführung dieser Ordnung erforderlichen Regelungen trifft der Generalvikar.

§ 17 Inkrafttreten

(1) Diese Präventionsordnung tritt zum 01.05.2022 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Präventionsordnung vom 14. April 2014 (KABL Essen 2014, Nr. 41) einschließlich ihrer 
Ergänzung vom 16.06.2014 (KABL Essen 2014, Nr. 77) und die Ausführungsbestimmungen vom 14. April 2014 
(KABL Essen 2014, Nr. 43) außer Kraft.

Essen, 17.03.2022

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen
L.S.
	 Hans Herbert Hölsbeck
	 Kanzler der Kurie

Nr. 37	 Profanierung

Nach Anhörung des Pfarrgemeinderates und des Priesterrates verfüge ich hiermit, dem Antrag des Kirchen-
vorstandes der katholischen Kirchengemeinde St. Judas Thaddäus in Duisburg folgend, die Profanierung der 
ehemaligen Gemeindekirche St. Joseph in Duisburg-Wedau sowie des darin befindlichen Altars gemäß cc. 
1212, 1222 § 2 und 1238 § 1 CIC.

Begründung: Das seit dem 26. September 2021 außer Dienst gestellte Kirchengebäude wird rückgebaut und 
weicht einer Wohnbebauung. Die inhaltlichen wie formalen Voraussetzungen liegen vor. Dem Antrag des Kir-
chenvorstandes war daher nach Anhörung der gesetzlich vorgeschriebenen Gremien und schließlich nach 
Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung hinsichtlich der wirtschaftlich damit zusammenhängen-
den Entscheidungen zu entsprechen. Die Reliquien aus dem Zelebrationsaltar sind in die Pfarrkirche St. Judas 
Thaddäus zu übertragen. Über das Inventar der Kirche ist eine Inventarliste anzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt die 
Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den Bischof 
von Essen, Burgplatz 2, 45127 Essen.

Essen, 21.03.2022

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen
L.S.
	 Hans Herbert Hölsbeck
	 Kanzler der Kurie
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Nr. 38	 Profanierung

Nach Anhörung des Pfarrgemeinderates und des Priesterrates verfüge ich hiermit, dem Antrag des Kirchen-
vorstandes der katholischen Propstei- und Kirchengemeinde St. Urbanus in Gelsenkirchen-Buer folgend, die 
Profanierung der ehemaligen Gemeindekirche St. Josef in Gelsenkirchen-Scholven sowie des darin befindli-
chen Altars gemäß cc. 1212, 1222 § 2 und 1238 § 1 CIC. 

Begründung: Das seit dem 21. September 2018 außer Dienst gestellte Kirchengebäude wird rückgebaut und 
weicht einer Wohnbebauung sowie der Errichtung einer Kindertagesstätte. Die inhaltlichen wie formalen Vor-
aussetzungen liegen vor. Dem Antrag des Kirchenvorstandes war daher nach Anhörung der gesetzlich vorge-
schriebenen Gremien und schließlich nach Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung hinsichtlich der 
wirtschaftlich damit zusammenhängenden Entscheidungen zu entsprechen. Die Reliquien aus dem Zelebrati-
onsaltar sind in die Propsteikirche St. Urbanus zu übertragen. Über das Inventar der Kirche ist eine Inventar-
liste anzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt die 
Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den Bischof 
von Essen, Burgplatz 2, 45127 Essen.

Essen, 08.04.2022

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen
L.S.
	 Regina Wagner
	 Bischöfliche Notarin

Nr. 39	 Gesetz über die Zusammenarbeit kirchlicher juristischer Personen des öffentlichen Rechts im 
Bistum Essen

Erster Teil

Allgemeine Regelungen

Präambel

Nach geltendem staatlichem und kirchlichem Recht üben die Kirchen, einschließlich ihrer öffentlich-rechtlich 
verfassten Untergliederungen, Hoheitsgewalt aus und nehmen öffentliche Aufgaben wahr. Sie handeln, wenn 
sie in Ausführung des kirchlichen Auftrages kirchenhoheitlich pastorale, karitative oder sonstige kirchliche Auf-
gaben wahrnehmen, in den Formen des öffentlichen Rechts. Für die Zusammenarbeit mehrerer kirchlicher 
Rechtspersonen in diesem Bereich finden die nachstehenden Vorschriften Anwendung. 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für das Bistum Essen, das Domkapitel Essen, den bischöflichen Stuhl zu Essen, die Kir-
chengemeinden, die Gemeindeverbände (bei Bündelung besonderer Aufgaben auch als „Zweckverband“ 
bezeichnet), die kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts und alle sonstigen kirchlichen juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts, insbesondere Kirchen-/Fabrikfonds, Stellenfonds und sonstige Vermögenskör-
perschaften, im Bistum Essen. Kirchliche juristische Personen des öffentlichen Rechts im Sinne dieses Gesetzes 
sind dabei solche, denen auch im staatlichen Rechtskreis öffentlich-rechtlicher Charakter zukommt.

(2) Kirchliche juristische Personen des öffentlichen Rechts können ihre öffentlich-rechtlichen Aufgaben gemein-
sam durch Zusammenarbeit auf öffentlich-rechtlicher Grundlage nach den Vorschriften dieses Gesetzes dau-
erhaft wahrnehmen. Die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung kann sich auf sachlich und örtlich begrenzte 
Teile der jeweiligen Aufgabe beschränken.

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn gesetzlich eine besondere Rechtsform für die Zusammenarbeit vorgeschrieben 
oder die gemeinsame Wahrnehmung einer Aufgabe ausgeschlossen ist. 

§ 2 Formen der Zusammenarbeit 

(1) Zur gemeinsamen Wahrnehmung von öffentlich-rechtlichen Aufgaben können folgende Formen der Zusam-
menarbeit gewählt werden:
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a) der Gemeindeverband im Sinne des jeweils geltenden diözesanen oder landesrechtlichen Vermögensver-
waltungsrechtes, 

b) die öffentlich-rechtliche Vereinbarung,

c) Arbeitsgemeinschaften.

(2) Verbände nach Absatz 1 Buchstabe a) nehmen ihre Aufgaben im Rahmen der kirchlichen und staatlichen 
Gesetze in eigener Verantwortung unter der Aufsicht des Ortsordinarius wahr. Sie erwerben Rechtsfähigkeit 
nach den jeweils geltenden staatskirchenrechtlichen Vorschriften.

(3) Die privatrechtliche Gestaltung der gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben bleibt unberührt. Die 
Bestimmungen dieses Gesetzes gelten nicht für die Zusammenarbeit mit privatrechtlichen Körperschaften. 

Zweiter Teil

Der Gemeindeverband

§ 3 Gemeindeverband

(1) Für den Gemeindeverband, insbesondere seine Struktur, seine Aufgaben und seine Arbeitsweise, gelten die 
Regelungen nach dem Gesetz über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens (Vermögensverwal-
tungsgesetz) in seiner jeweils geltenden Fassung.

(2) Die Regelung zum Gemeindeverband gilt uneingeschränkt auch für die als Zweckverband bezeichneten 
Gemeindeverbände.

§ 4 Kostenerstattung 

(1) Der Gemeindeverband kann von seinen Mitgliedern für die Erfüllung der übertragenen Aufgaben Kosten-
erstattung verlangen.

 (2) Der Gemeindeverband kann, soweit seine sonstigen Einnahmen nicht zur Deckung seines Finanzbedarfs 
ausreichen, von den Verbandsmitgliedern eine Umlage erheben. Die Höhe der Umlage ist im Haushaltsplan 
des Gemeindeverbandes für jedes Haushaltsjahr festzusetzen.

Dritter Teil

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung

§ 5 Anwendungsbereich 

Werden von kirchlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts öffentlich-rechtliche Aufgaben dauer-
haft gemeinsam wahrgenommen, ohne dass Rechte und Pflichten auf einen Verband nach dem zweiten Teil 
dieses Gesetzes übertragen werden oder ein solcher errichtet wird, ist die Zusammenarbeit zwischen den 
Beteiligten durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung zu regeln. Grundsätze dieser öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarungen sind, dass

a) die Leistungen dem Erhalt der öffentlichen Infrastruktur und der Wahrnehmung einer allen Beteiligten oblie-
genden öffentlichen Aufgabe dienen,

b) die Leistungen ausschließlich gegen Kostenerstattung erbracht werden und

c) der Leistende gleichartige Leistungen im Wesentlichen an andere juristische Personen des öffentlichen 
Rechts erbringt.

§ 6 Inhalt 

(1) In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung sind Bestimmungen über die gemeinsam wahrzunehmenden 
öffentlich-rechtlichen Aufgaben, die Art und Weise der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung sowie über 
deren Finanzierung zu treffen.

(2) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung soll die Dauer der Zusammenarbeit bestimmen. Sie muss bestim-
men, unter welchen Voraussetzungen, in welcher Form und mit welchen Rechtsfolgen sie gekündigt werden 
kann.

§ 7 Wirksamkeitsvoraussetzungen 

(1) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung bedarf der Schriftform.



84

(2) Eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung im Sinne des § 5 bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des 
Bischöflichen Generalvikariats.

(3) Die vorstehenden Absätze gelten auch für die Änderung und Aufhebung der öffentlich-rechtlichen Verein-
barung. 

Vierter Teil

Arbeitsgemeinschaften

§ 8 Arbeitsgemeinschaften 

(1) Kirchliche juristische Personen des öffentlichen Rechts können durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung eine 
nicht rechtsfähige Arbeitsgemeinschaft bilden, die gemeinsame öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnimmt. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft dient insbesondere dazu, das Tätigwerden von ortskirchlichen Einrichtungen 
gemeinsam zu planen und aufeinander abzustimmen sowie bei Wahrung der spezifisch kirchlichen Anforde-
rungen die wirtschaftliche sowie zweckmäßige Erfüllung der vereinbarten Aufgaben und der pastoralen Zwe-
cke gemeinsam sicherzustellen.

(3) Durch die Beteiligung an einer Arbeitsgemeinschaft werden die Rechte und Pflichten der Beteiligten als 
Träger im Hinblick auf die eigenen Aufgaben und Befugnisse gegenüber Dritten nicht berührt, sondern es wird 
die Planung und Durchführung der jeweils eigenen Aufgaben im vereinbarten Umfang gemeinsam wahrge-
nommen. 

(4) In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung sind die gemeinsamen Aufgaben der Beteiligten, die Art und 
Weise der Planung und Durchführung sowie die Deckung des Finanzbedarfs zu regeln. 

(5) Darüber hinaus kann vereinbart werden, dass die Beteiligten an Beschlüsse der Arbeitsgemeinschaft 
gebunden sind, wenn die zuständigen Organe aller Beteiligten diesen Beschlüssen zugestimmt haben. Ferner 
kann vereinbart werden, dass die Beteiligten an Beschlüsse über Angelegenheiten der Geschäftsführung und 
des Finanzbedarfs, Verfahrensfragen und den Erlass von Richtlinien für die Planung und Durchführung einzel-
ner gemeinsamer Aufgaben gebunden sind. 

Fünfter Teil

Vorbehaltene und angeordnete Leistungen

§ 9 Vorbehaltene und angeordnete Leistungen 

(1) Durch bischöfliches Gesetz kann bestimmt werden, dass für die Erfüllung der Aufgaben einer kirchlichen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts bestimmte Leistungen ausschließlich von einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts erbracht werden dürfen.

(2) Durch bischöfliches Gesetz können für bestimmte Dienstleistungen kirchliche juristische Personen des 
öffentlichen Rechts verpflichtet werden, diese Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen. 

(3) Die Ausführungsbestimmungen über die Leistungen werden durch bischöfliches Gesetz geregelt. 

Sechster Teil

Die überdiözesane Zusammenarbeit und die Zusammenarbeit mit juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts anderer Religionsgemeinschaften sowie staatlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts (öku-
menische und außerkirchliche Zusammenarbeit)

§ 10 Formen der Zusammenarbeit 

(1) Die kirchlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts im Bistum Aachen/Bistum Essen/Erzbistum 
Köln/Bistum Münster/Erzbistum Paderborn nach § 1 Abs. 1 können auch mit anderen (Erz-)Bistümern oder 
kirchlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts anderer (Erz-) Bistümer sowie öffentlich-rechtlichen 
juristischen Personen anderer Religionsgemeinschaften und öffentlich-rechtlichen juristischen Personen des 
staatlichen Rechts öffentlich-rechtliche Aufgaben gemeinsam wahrnehmen.

(2) Die Rechtsverhältnisse dieser Zusammenarbeit regeln die Beteiligten durch öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung. 

Siebter Teil

Schlussbestimmung
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§ 11 Ausführungsbestimmungen 

Der Generalvikar ist befugt, die zum Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Regelungen zu erlassen.

§ 12 Inkrafttreten

Dieses Gesetz ist im kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen und tritt am Tag der Veröffentlichung in Kraft.

Essen, 10.04.2022

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen
L.S.
	 Regina Wagner
	 Bischöfliche Notarin

Nr. 40	 Gesetz über die Erfüllung vorbehaltener Aufgaben von einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts im Bistum Essen gegenüber anderen juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
im Bistum Essen

Präambel

Nach geltendem staatlichem und kirchlichem Recht üben die Kirchen, einschließlich ihrer öffentlich-rechtlich 
verfassten Untergliederungen, Hoheitsgewalt aus und nehmen öffentliche Aufgaben wahr. Sie handeln, wenn 
sie in Ausführung des kirchlichen Auftrages kirchenhoheitlich pastorale, karitative oder sonstige kirchliche Auf-
gaben wahrnehmen, in den Formen des öffentlichen Rechts. Zur Erfüllung von Aufgaben und Dienstleistun-
gen, welche ausschließlich kirchlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts vorbehalten sind, sowie zur 
Zusammenarbeit kirchlicher juristischer Personen des öffentlichen Rechts zum Erhalt kirchlicher Infrastruktu-
ren, ergeht zur Anordnung nach § 9 des Gesetzes über die Zusammenarbeit kirchlicher juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts im Bistum Essen folgende gesetzliche Regelung:

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für das Bistum Essen, das Domkapitel Essen, den bischöflichen Stuhl zu Essen, die Kir-
chengemeinden, die Gemeindeverbände (bei Bündelung besonderer Aufgaben auch als „Zweckverband“ 
bezeichnet), die kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts und alle sonstigen kirchlichen juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts, insbesondere Kirchen-/Fabrikfonds, Stellenfonds, Stiftungsfonds und sonstige 
Vermögenskörperschaften, im Bistum Essen.

Kirchliche juristische Personen des öffentlichen Rechts im Sinne dieses Gesetzes sind dabei solche, denen auch 
im staatlichen Rechtskreis öffentlich-rechtlicher Charakter zukommt. Zu den als Zweckverband bezeichneten 
Gemeindeverbänden zählen insbesondere der Zweckverband Dienstleistungsverbund der Kirchengemeinden 
im Bistum Essen KöR (im Folgenden Dienstleistungsverbund) und der Zweckverband Katholische Tageseinrich-
tungen für Kinder im Bistum Essen (im Folgenden KiTa Zweckverband).

(2) Dieses Gesetz regelt die Erfüllung der im Sinne des Gesetzes über die Zusammenarbeit kirchlicher juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts im Bistum Essen vorbehaltenen und angeordneten Leistungen, welche 
im Bistum Essen ausschließlich kirchlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechtes vorbehalten sind.

§ 2 Vorbehaltene Leistungen

(1) Die in diesem Gesetz geregelten Leistungen zur Erfüllung von Aufgaben und Dienstleistungen dürfen aus-
schließlich zwischen den juristischen Personen des öffentlichen Rechts angeboten und erbracht werden, sofern 
diese nicht von der juristischen Person des öffentlichen Rechts selber erbracht werden. So kann insbesondere 
das Bistum für den Bischöflichen Stuhl, das Domkapitel zu Essen, die Kirchengemeinden und Gemeindever-
bände bzw. Zweckverbände Aufgaben wahrnehmen und Dienstleistungen erbringen, sowie Kirchengemein-
den gegenüber anderen Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden bzw. Zweckverbänden, als auch die 
Gemeindeverbände bzw. Zweckverbände für die Kirchengemeinden in deren Zuständigkeitsbereich oder das 
Bistum, den Bischöflichen Stuhl und das Domkapitel.

(2) Vorbehaltene Leistungen nach dieser Vorschrift sind insbesondere: 

a) Alle der Vermögensverwaltung und Finanzbuchhaltung unterliegenden Tätigkeiten, insbesondere die sich 
aufgrund von § 24 Vermögensverwaltungsgesetz ergebenen und allgemeine und besondere Verwaltungstä-
tigkeiten im Rahmen der kirchlichen Aufgaben. Dies sind insbesondere:
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- Finanzbuchhaltung einschließlich der Schaffung der Grundlagen für eine ordnungsgemäße Steuerbearbei-
tung 

- Personalwesen, Personalabrechnung und Beratung einschließlich des Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments und des Arbeits- und Gesundheitsschutzes

- Versicherungswesen

- IT-Betreuung zur Herstellung einer gemeinsamen Infrastruktur 

- Öffentlichkeitsarbeit

- Immobilien- und Liegenschaftsverwaltung

- Betreuung, Begleitung und Abrechnung von Bau-/Investitionsmaßnahmen

- Verwaltung des Vermögens, einschließlich des Kapitalvermögens, der kirchlichen öffentlich-rechtlichen juris-
tischen Personen, insbesondere der Kirchengemeinden.

b) der Betrieb und die Bewirtschaftung von Friedhöfen,

c) Verwaltung und Betrieb von Kindertageseinrichtungen,

d) Verwaltung und Betrieb von Bibliotheken, Medienforen und katholischen öffentlichen Büchereien,

e) Verwaltung und Betrieb von Jugendeinrichtungen,

f) Verwaltung und Betrieb von Schulen,

g) die Führung von Archiven, 

h) Präsentation und Vermittlung, Pflege und Erhalt und wissenschaftliche Betreuung, Ausstellung, Verwahrung 
und Erforschung von Gegenständen des Kirchenschatzes im Rahmen von Schatzkammern und Museen,

i) Einlagerung von kirchlichen Gegenständen, Kunstgegenständen oder Depositalien, soweit nicht bereits von 
den zuvor genannten Regelungen umfasst,

j) die der juristischen Person des öffentlichen Rechts obliegenden Aufgaben nach Gesetz über den kirchlichen 
Datenschutz in seiner jeweils geltenden Fassung, inklusive Aus- und Fortbildung entsprechend lit. n), 

k) Vertretung der allgemeinpolitischen kirchlichen Interessen gegenüber staatlichen Verfassungsorganen 
durch Einrichtung von Vertretungsbüros,

l) Aus- und Fortbildung von Personal zum Zwecke des geistlichen Beistandes im Sinne von § 4 Nr. 27 Buchst a 
UstG insbesondere von Geistlichen, Seelsorgern, Kirchenmusikern und Küstern (inkl. Kost und Logis),

m) Aus- und Fortbildung im Rahmen des Verkündungsauftrages der Kirchen von haupt- und ehrenamtlich 
Tätigen (inkl. Kost und Logis), soweit dies nicht der vorgenannten Bestimmung unterfällt; insbesondere in den 
Bereichen der Verkündung und Seelsorge, der Liturgie, der Gemeinschaft, der Prävention und Jugendarbeit 
und dem Dienst am Nächsten, 

n) Kursangebote, Fortbildungen, Seminare, Veranstaltungen für Dienstnehmer der kirchlichen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts im Rahmen der unter § 2 (2) dieses Gesetzes genannten Aufgaben (inkl. Kost 
und Logis),

o) Personalgestellungen für kirchlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts im Rahmen der unter § 2 
(2) dieses Gesetzes genannten Aufgaben

p) organisatorische Betreuung anderer juristischer Personen des öffentlichen Rechts durch Übernahme von 
Verwaltungstätigkeiten im Rahmen der in § 2 (2) genannten Aufgaben. Hier zählt auch die Übernahme einer 
Verwaltungsleitung.

(3) Abweichend von Absatz 1 sind die folgenden Leistungen nicht von der juristischen Person des öffentlichen 
Rechts selbst zu erbringen, sondern zwingend von der angegebenen kirchlichen juristischen Person des öffent-
lichen Rechts. Die Zusammenarbeit wird angeordnet insbesondere für:

Die Erbringung sämtlicher gem. § 1 des Statutes des Zweckverbandes Dienstleistungsverbund der Kirchenge-
meinden im Bistum Essen KöR genannten Tätigkeiten der Kirchengemeinden obliegt dem Dienstleistungsver-
bund, dies sind insbesondere die



87

Finanzbuchhaltung, Personalabrechnung und Liegenschaftsverwaltung, sowie aller damit zusammenhängen-
den Aufgaben und insbesondere vorbereitenden Arbeiten zur Erfüllung der steuerlichen Verpflichtungen der 
Kirchengemeinden, soweit dies nach dem Steuerberatungsgesetz zulässig ist.

(4) Neben den vorliegenden Regelungen können sich Vorbehalte und Anordnungen von Leistungen auch aus 
einem anderen Gesetz, einer Verordnung oder einer Satzung ergeben.

§ 3 Kostenerstattung 

(1) Der Leistungserbringer kann für die Erfüllung der übertragenen Aufgaben Kostenerstattung verlangen, 
auch in Form von Umlagen.

(2) Die Kostenerstattung darf höchstens so bemessen sein, dass der nach den Grundsätzen einer ordnungsmä-
ßigen Wirtschaftsführung berechnete Aufwand gedeckt wird. 

(3) Die Kostenerstattung erfolgt auf kirchenrechtlicher Rechtsgrundlage.

§ 4 Ausführungsbestimmungen 

Der Generalvikar ist befugt, die zum Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Regelungen zu erlassen.

§ 5 Inkrafttreten

Dieses Gesetz ist im kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen und tritt am Tag der Veröffentlichung in Kraft.

Essen, 10.04.2022

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen
L.S.
	 Regina Wagner
	 Bischöfliche Notarin

Nr. 41 	 Beschlüsse der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen vom 23. März 2022 – Änderungen der 
KAVO - 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 23. März 2022 
beschlossen:

I. Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster 
(nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 15.12.1971 (Kirchliches Amtsblatt 1971, S. 157ff), zuletzt geän-
dert am 18.12.2021 (Kirchliches Amtsblatt 2022, S. 11f.), wird wie folgt geändert:

1. Die Anlage 21 wird wie folgt geändert:

a) § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1 Stundenentgelt

Das Stundenentgelt beträgt (in Euro):

Gültig ab 1. April 2022

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4
Stufe 

5
Stufe 6

15Ü   36,57 40,53 44,29 46,79 47,38

15 29,59 31,60 33,84 36,91 40,06 42,13

14 26,79 28,61 30,99 33,63 36,58 38,69

13 24,69 26,69 28,96 31,43 34,34 35,91

12 22,13 24,43 27,11 30,09 33,59 35,25

11 21,36 23,47 25,46 27,61 30,56 32,22

10 20,59 22,25 24,13 26,17 28,45 29,19

9c 19,99 21,47 23,08 24,81 26,67 28,00
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9b 18,76 20,14 21,01 23,58 25,11 26,87

9a 18,10 19,29 20,45 23,04 23,62 25,11

8 17,16 18,31 19,10 19,90 20,75 21,16

7 16,12 17,44 18,23 19,02 19,77 20,18

6 15,83 16,91 17,67 18,43 19,17 19,55

5 15,19 16,25 16,96 17,71 18,42 18,78

4 14,49 15,55 16,45 17,01 17,56 17,89

3 14,26 15,41 15,69 16,33 16,81 17,25

2 13,22 14,38 14,67 15,07 15,95 16,88

1   11,89 12,08 12,33 12,56 13,15

b) § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2 Zeitzuschläge

Die Zeitzuschläge (§ 14b KAVO) betragen (in Euro):

Gültig ab 1. April 2022

EG

Ent-
gelt

Stufe 
3 

100%

Überstunden
Nacht-
arbeit

Sonn-
tagsar-

beit

Feiertagsarbeit
24. u. 
31.12.

Sams-
tags**

EG 
1-9b

EG 
9c-15

ohne 
FA*

mit FA*
je ab 6 

Uhr
13 - 21 Uhr

30% 15% 20% 25% 135% 35% 35% 20%

15Ü 40,53 6,08 8,11 10,13 54,72 14,19 14,19 8,11

15 33,84 5,08 6,77 8,46 45,68 11,84 11,84 6,77

14 30,99 4,65 6,20 7,75 41,84 10,85 10,85 6,20

13 28,96 4,34 5,79 7,24 39,10 10,14 10,14 5,79

12 27,11 4,07 5,42 6,78 36,60 9,49 9,49 5,42

11 25,46 3,82 5,09 6,37 34,37 8,91 8,91 5,09

10 24,13 3,62 4,83 6,03 32,58 8,45 8,45 4,83

9c 23,08 3,46 4,62 5,77 31,16 8,08 8,08 4,62

9b 21,01 6,30 4,20 5,25 28,36 7,35 7,35 4,20

9a 20,45 6,14 4,09 5,11 27,61 7,16 7,16 4,09

8 19,10 5,73 3,82 4,78 25,79 6,69 6,69 3,82

7 18,23 5,47 3,65 4,56 24,61 6,38 6,38 3,65

6 17,67 5,30 3,53 4,42 23,85 6,18 6,18 3,53

5 16,96 5,09 3,39 4,24 22,90 5,94 5,94 3,39

4 16,45 4,94 3,29 4,11 22,21 5,76 5,76 3,29

3 15,69 4,71 3,14 3,92 21,18 5,49 5,49 3,14

2 14,67 4,40 2,93 3,67 19,80 5,13 5,13 2,93

1 12,08 3,62 2,42 3,02 16,31 4,23 4,23 2,42
	 “

*FA = Freizeitausgleich

**Soweit diese nicht im Rahmen von Wechselschicht- oder Schichtarbeit anfällt.“

c) § 3 erhält folgende Fassung:
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„§ 3 Überstundenentgelt

Das Überstundenentgelt (Fußnote zu § 14b Abs. 1 Satz 1 KAVO) beträgt (in Euro):

Gültig ab 1. April 2022

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4
Stufe 

5
Stufe 6

15Ü   42,65 46,61 50,37 50,37 50,37

15 34,67 36,68 38,92 41,99 41,99 41,99

14 31,44 33,26 35,64 38,28 38,28 38,28

13 29,03 31,03 33,30 35,77 35,77 35,77

12 26,20 28,50 31,18 34,16 34,16 34,16

11 25,18 27,29 29,28 31,43 31,43 31,43

10 24,21 25,87 27,75 29,79 29,79 29,79

9c 23,45 24,93 26,54 28,27 28,27 28,27

9b 25,06 26,44 27,31 29,88 29,88 29,88

9a 24,24 25,43 26,59 29,18 29,18 29,18

8 22,89 24,04 24,83 25,63 25,63 25,63

7 21,59 22,91 23,70 24,49 24,49 24,49

6 21,13 22,21 22,97 23,73 23,73 23,73

5 20,28 21,34 22,05 22,80 22,80 22,80

4 19,43 20,49 21,39 21,95 21,95 21,95

3 18,97 20,12 20,40 21,04 21,04 21,04

2 17,62 18,78 19,07 19,47 19,47 19,47

1   15,51 15,70 15,95 15,95 15,95
	 “

2. Die Anlage 29 wird wie folgt geändert:

a) Anhang 3 erhält folgende Fassung:

„Anhang 3 zur Anlage 29 KAVO (Stundenentgelt)

Das Stundenentgelt beträgt (in Euro):

Gültig ab 1. April 2022

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 23,74 24,38 27,52 29,88 33,42 35,58

S 17 21,80 23,39 25,95 27,52 30,67 32,51

S 16Ü     25,52 28,31 30,04  

S 16 21,33 22,88 24,61 26,74 29,09 30,51

S 15 20,53 22,02 23,59 25,40 28,31 29,57

S 14 20,32 21,79 23,54 25,32 27,28 28,66

S 13Ü 20,14 21,57 23,53 25,10 27,07 28,05

S 13 19,82 21,25 23,20 24,77 26,74 27,72

S 12 19,77 21,19 23,06 24,71 26,75 27,62

S 11b 19,49 20,89 21,88 24,40 26,36 27,54
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S 11a 19,12 20,50 21,48 23,98 25,95 27,13

S 10 17,80 19,60 20,51 23,21 25,41 27,22

S 9 17,67 18,94 20,42 22,60 24,65 26,22

S 8b 17,67 18,94 20,42 22,60 24,65 26,22

S 8a 17,29 18,53 19,82 21,03 22,22 23,47

S 7 16,84 18,05 19,26 20,46 21,36 22,72

S 6 [nicht besetzt]

S 5 [nicht besetzt]

S 4 16,10 17,26 18,31 19,03 19,71 20,76

S 3 15,17 16,26 17,27 18,20 18,63 19,13

S 2 14,02 14,69 15,18 15,72 16,32 16,92
	 “

b) Anhang 5 erhält folgende Fassung:

„Anhang 5 zur Anlage 29 KAVO (Zeitzuschläge)

Die Zeitzuschläge (§ 14b KAVO) betragen (in Euro):

Gültig ab 1. April 2022

EG

Ent-
gelt

Stufe 3 
100%

Überstunden
Nacht-
arbeit

Sonn-
tagsar-

beit

Feiertagsarbeit
24. u. 
31.12.

Sams-
tags**

S 2-  
S 13

S 14 – 
S 18

ohne FA*
mit 
FA*

je ab 6 
Uhr

13 - 21 
Uhr

30% 15% 20% 25% 135% 35% 35% 20%

S 18 27,52   4,13 5,50 6,88 37,15 9,63 9,63 5,50

S 17 25,95   3,89 5,19 6,49 35,03 9,08 9,08 5,19

S 16Ü 25,52   3,83 5,10 6,38 34,45 8,93 8,93 5,10

S 16 24,61   3,69 4,92 6,15 33,22 8,61 8,61 4,92

S 15 23,59   3,54 4,72 5,90 31,85 8,26 8,26 4,72

S 14 23,54   3,53 4,71 5,89 31,78 8,24 8,24 4,71

S 13Ü 23,53 7,06   4,71 5,88 31,77 8,24 8,24 4,71

S 13 23,20 6,96   4,64 5,80 31,32 8,12 8,12 4,64

S 12 23,06 6,92   4,61 5,77 31,13 8,07 8,07 4,61

S 11b 21,88 6,56   4,38 5,47 29,54 7,66 7,66 4,38

S 11a 21,48 6,44   4,30 5,37 29,00 7,52 7,52 4,30

S 10 20,51 6,15   4,10 5,13 27,69 7,18 7,18 4,10

S 9 20,42 6,13   4,08 5,11 27,57 7,15 7,15 4,08

S 8b 20,42 6,13   4,08 5,11 27,57 7,15 7,15 4,08

S 8a 19,82 5,95   3,96 4,96 26,76 6,94 6,94 3,96

S 7 19,26 5,78   3,85 4,82 26,00 6,74 6,74 3,85

S 6 [nicht besetzt]

S 5 [nicht besetzt]

S 4 18,31 5,49   3,66 4,58 24,72 6,41 6,41 3,66

S 3 17,27 5,18   3,45 4,32 23,31 6,04 6,04 3,45

S 2 15,18 4,55   3,04 3,80 20,49 5,31 5,31 3,04

*FA = Freizeitausgleich
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**Soweit diese nicht im Rahmen von Wechselschicht- oder Schichtarbeit anfällt. “

c) Anhang 6 erhält folgende Fassung:

„Anhang 6 zur Anlage 29 KAVO (Überstundenentgelt)

Das Überstundenentgelt (Fußnote zu § 14b Abs. 1 Satz 1 KAVO) beträgt (in Euro):

Gültig ab 1. April 2022

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 27,87 28,51 31,65 34,01 34,01 34,01

S 17 25,69 27,28 29,84 31,41 31,41 31,41

S 16Ü     29,35 32,14 32,14  

S 16 25,02 26,57 28,30 30,43 30,43 30,43

S 15 24,07 25,56 27,13 28,94 28,94 28,94

S 14 23,85 25,32 27,07 28,85 28,85 28,85

S 13Ü 27,20 28,63 30,59 32,16 32,16 32,16

S 13 26,78 28,21 30,16 31,73 31,73 31,73

S 12 26,69 28,11 29,98 31,63 31,63 31,63

S 11b 26,05 27,45 28,44 30,96 30,96 30,96

S 11a 25,56 26,94 27,92 30,42 30,42 30,42

S 10 23,95 25,75 26,66 29,36 29,36 29,36

S 9 23,80 25,07 26,55 28,73 28,73 28,73

S 8b 23,80 25,07 26,55 28,73 28,73 28,73

S 8a 23,24 24,48 25,77 26,98 26,98 26,98

S 7 22,62 23,83 25,04 26,24 26,24 26,24

S 6 [nicht besetzt]

S 5 [nicht besetzt]

S 4 21,59 22,75 23,80 24,52 24,52 24,52

S 3 20,35 21,44 22,45 23,38 23,38 23,38

S 2 18,57 19,24 19,73 20,27 20,27 20,27
	 “

3. Die Anlage 30 wird wie folgt geändert: 

a) § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e.V.“ werden durch die Worte „Bundesverband 
Digitalpublisher und Zeitungsverleger e.V. (vormals Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e.V.)“ ersetzt. 

bb) Der zweite Spiegelstrich wird mit folgendem Wortlaut neu gefasst:

„- Gehaltstarifvertrag für Redakteurinnen und Redakteure an Tageszeitungen vom 2. Juli 2018 in der ab dem 1. 
Januar 2022 gültigen Fassung in Verbindung mit den §§ 1 bis 3 und 5 Abs. 1 des Gehalts- und Honorartarifver-
trags Tageszeitungen 2022 vom 22. Februar 2022 in der ab dem 22. Februar 2022 gültigen Fassung“ 

b) § 4 erhält einen Absatz 4 folgenden Wortlauts: 

„(4) Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnisse nicht unter § 3 fallen, erhalten zum 31. März 2022 für die zusätzli-
chen Belastungen durch die Coronakrise und zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn im Sinne des § 3 
Nr. 11a des Einkommensteuergesetzes eine Corona-Beihilfe in Höhe von 500 Euro. Für Auszubildende beträgt 
die Corona-Beihilfe ebenfalls 500 Euro. Der Anspruch besteht für die Mitarbeiter und Auszubildenden, die am 
1. März 2022 in einem Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnis gestanden haben, das weder personen- noch ver-
haltensbedingt gekündigt worden ist. Teilzeitbeschäftigte haben Anspruch auf eine anteilige Corona-Beihilfe, 



92

die sich nach dem Verhältnis ihrer vertraglichen Arbeitszeit zur tariflichen Arbeitszeit im Monat März 2022 
bemisst.“ 

c) § 5 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Darüber hinaus findet der zwischen dem Bundesverband Digitalpublisher und Zeitungsverleger e.V. (vormals 
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e.V.) und dem Deutschen Journalistenverband e.V. abgeschlos-
sene Gehaltstarifvertrag für Redakteurinnen und Redakteure an Tageszeitungen vom 2. Juli 2018 in der ab 
dem 1. Januar 2022 gültigen Fassung in Verbindung mit §§ 2 und 5 Abs. 1 des Gehalts- und Honorartarifver-
trags Tageszeitungen 2022 vom 22. Februar 2022 in der ab dem 22. Februar 2022 gültigen Fassung Anwen-
dung.“ 

II) Die Änderungen unter Ziffer I) 1. und 2. treten am 1. April 2022 in Kraft. Die Änderungen unter Ziffer I) 3. tre-
ten rückwirkend zum 1. Januar 2022 in Kraft.

Die vorstehenden Änderungen setze ich für das Bistum Essen in Kraft. 

Essen, 14.04.2022

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Kirchliche Nachrichten

Nr. 42	 Personalnachrichten

Es wurden ernannt / beauftragt / eingesetzt am:

07.03.2022	 Ozera, Sven, mit Wirkung zum 01.04.2022 zum Diakon im Hauptberuf an den Pfarreien St. Bar-
bara und St. Mariä Himmelfahrt in Mülheim an der Ruhr mit einem Beschäftigungsumfang von 
jeweils 50 Prozent;

14.03.2022	 Strozyk, Maximilian, die Wiederwahl bestätigend mit sofortiger Wirkung zum Diözesankura-
ten der Deutschen Pfadfinderschaft St. Georg (DPSG) im Bistum Essen für den Zeitraum von 
drei Jahren mit einem Beschäftigungsumfang von 50 Prozent. Gleichzeitige Bestätigung seiner 
Ernennung als Schulseelsorger am Schulzentrum am Stoppenberg in Essen mit weiteren 50 Pro-
zent Beschäftigungsumfang und seinen Ernennungen als Subsidiar an der Propsteipfarrei St. 
Gertrud von Brabant in Bochum-Wattenscheid und als rector ecclesiae der Hauskapelle der Jun-
gen Kirche cross#roads an St. Ignatius in Essen;

Es wurden entpflichtet am:

22.02.2022	 Imbria, Mihai, zum 31.03.2022 von seiner Ernennung als vicarius paroecialis mit dem Titel Pastor 
der Propsteipfarrei St. Peter und Paul in Bochum und der eigenverantwortlichen Wahrnehmung 
der Seelsorge in der Pfarrei St. Nikolaus von Flüe in Bochum-Marmelshagen und Versetzung in 
den einstweiligen Ruhestand zum 01.04.2022, zunächst bis zum 31.03.2024;

28.03.2022	 Alshut, Bernhard, nach Vollendung seines 75. Lebensjahres, von seinem Amt der seelsorglichen 
Hilfe in der Pfarrei St. Peter und Paul in Witten - Sprockhövel - Wetter;

28.03.2022	 Holtkamp, Hans-Gerd, nach Vollendung seines 75. Lebensjahres, von seiner Beauftragung als 
Diakon im besonderen Dienst in der Pfarrei St. Josef Ruhrhalbinsel in Essen zum 31.03.2022.

Todesfälle:

Am Mittwoch, 30. März 2022, verstarb Pater Dr. Ludger Bernhard Horstkötter OPraem. Der Verstorbene, der 
in Duisburg-Hamborn gewohnt hat, wurde am 16. September 1939 in Duisburg geboren und am 21. Dezember 
1966 in der Abteikirche in Duisburg-Hamborn zum Priester geweiht. Nach dem Studium der Theologie war 
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er im Jahr 1963 der Gemeinschaft der Prämonstratenser-Chorherren beigetreten und nach dem Noviziat in 
der belgischen Abtei Postel mit einem Aufbaustudium betraut worden, das er im Jahr 1966 mit der Promotion 
in Theologie abschloss. Von 1967 bis 1969 war er als Kaplan in der Propsteigemeinde St. Johann eingesetzt. 
Gleichzeitig wurde er als Gehörlosenseelsorger beauftragt. Von 1969 an übernahm er drei Jahrzehnte lang 
die Aufgabe als Lehrer für Geschichte und Religion an der August-Thyssen-Realschule in Hamborn. Zusätz-
lich war er von 1969 bis 1976 als Subsidiar in St. Johann und von 1981 bis 1984 als Pfarrverwalter von St. Joseph 
in Duisburg-Hamborn eingesetzt. P. Horstkötter war ein hoch geschätzter Ordenshistoriker, nicht zuletzt als 
Mitglied der Historischen Kommission des Prämonstratenser-Ordens und Mitherausgeber der Analecta Prae-
monstratensia. Eine besondere Wirkungsgeschichte hatte seine Schrift über den Heiligen Norbert und die Prä-
monstratenser. Zudem verfasste er geistliche Schriften und wirkte als Seelsorger und Beichtvater. Seit seiner 
Pensionierung übernahm er, neben seinen historischen Forschungen über die Geschichte der Abtei Hamborn, 
weiterhin gerne seelsorgliche Dienste.
Seine letzte Ruhestätte fand er im Kreuzgang der Abteikirche St. Johann in Duisburg. 

Am Sonntag, 3. April 2022, verstarb Dompropst em. Prälat Ferdinand Schulte Berge. Der Verstorbene, der in 
Essen gewohnt hat, wurde am 13. September 1918 in Gladbeck geboren und am 22. Mai 1948 in Münster zum 
Priester geweiht. Nach seiner Weihe war Ferdinand Schulte Berge als Kaplan in Warendorf, Münster und Duis-
burg eingesetzt. In Duisburg übernahm er zudem die Aufgabe als Religionslehrer am St.-Hildegardis-Gymna-
sium. Ab 1959 war er Mitglied der Liturgischen Kommission des Bistums Essen. Seit Herbst 1961 arbeitete er als 
Rektor im Schulreferat des Bischöflichen Generalvikariates mit und war gleichzeitig Subsidiar in seiner letzten 
Kaplanspfarrei St. Joseph am Dellplatz in Duisburg. Im August 1963 ernannte ihn Bischof Dr. Franz Hengsbach 
zum Domvikar. Im Folgejahr übernahm er die Aufgabe als Domzeremoniar und im Jahr 1965 die Leitung des 
Liturgischen Rates. Ab 1966 leitete er als „Wirklicher Geistlicher Rat“ das Referat „Information und Öffentlich-
keitsarbeit“. Als Diözesanbeauftragter für den privaten lokalen Rundfunk, als Vorsitzender der Gemeinsamen 
Kommission der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der nordrhein-westfälischen Landeskirchen und Diözesen 
und als Aufsichtsratsvorsitzender des „Rheinischen Merkur“ engagierte er sich auch über diözesane Grenzen 
hinweg für die kirchliche Öffentlichkeitsarbeit. Im Jahr 1968 wurde Ferdinand Schulte Berge zum Domkapi-
tular ernannt. Wiederum zwei Jahre später erhielt er den Titel „Päpstlicher Ehrenkaplan“. Die Leitung des 
Dezernates „Information, Planung, Organisation, Recht“ im Bischöflichen Generalvikariat übernahm er im 
Jahr 1974. Im Folgejahr verlieh ihm Papst Paul VI. den Titel des Päpstlichen Ehrenprälaten. Von 1978 bis 1993 
stand Ferdinand Schulte Berge als Dompropst dem Essener Domkapitel vor. Von 1982 bis 1986 leitete er dar-
über hinaus das Dezernat „Schule und Erziehung“. Nach seiner Emeritierung übernahm er gerne weiter seel-
sorgliche und priesterliche Dienste in der Fürstin-Franziska-Christine-Stiftung. Im Alter von 80 Jahren erhielt 
er die Auszeichnung als „Apostolischer Protonotar“. Mit Ferdinand Schulte Berge ist nicht nur ein „Urgestein“ 
des Bistums Essen und der älteste Priester der Diözese, der mehr als sieben Jahrzehnte priesterlichen Diens-
tes erlebt hat, sondern auch eine für die Geschichte des Ruhrbistums prägende Persönlichkeit verstorben. In 
unterschiedlichen Aufgaben hat er maßgeblich Verantwortung im Ruhrbistum übernommen. Dabei begegnete 
er den Menschen sensibel, humorvoll und optimistisch. Bis ins hohe Alter blieb er wach und aufgeschlossen für 
neue Entwicklungen des kirchlichen Lebens und der Gesellschaft.
Seine letzte Ruhestätte fand er auf dem Kapitelsfriedhof der Hohen Domkirche zu Essen. 

Am Montag, 4. April 2022, verstarb Peter Richter. Der Verstorbene, der in Essen gewohnt hat, wurde am 20. Novem-
ber 1938 in Mülheim geboren und am 2. Februar 1965 in Gelsenkirchen-Buer zum Priester geweiht. Nach seiner Weihe 
war er Kaplan an St. Liborius in Bochum-Grumme, danach ab dem Jahr 1968 an St. Peter in Duisburg-Hamborn, seit 
1973 an St. Michael in Duisburg-Meiderich und ab 1978 an St. Marien in Oberhausen. Im Juli 1981 ernannte ihn der 
Bischof von Essen als Pfarrer der Pfarrei St. Michael in Essen-Dellwig. Die Aufgabe als Dechant des Dekanates 
Essen-Borbeck übernahm er im Dezember 2000. Im Jahr 2008 wurde er mit Neuerrichtung der Pfarrei St. Diony-
sius in Essen als Pastor mit der eigenverantwortlichen Wahrnehmung der Seelsorge in der Gemeinde St. Michael in 
Essen-Dellwig beauftragt. Gleichzeitig übernahm er die Aufgabe als stellvertretender Pfarrer. Im Jahr 2014 trat 
Peter Richter nach fast 50 Jahren im aktiven Dienst und mehr als drei Jahrzehnten in Essen-Dellwig in den Ruhe-
stand. Gerne übernahm er weiterhin priesterliche und seelsorgliche Dienste in der Pfarrei St. Dionysius. Pastor Rich-
ter war sowohl engagierter Seelsorger als auch umsichtiger Leiter seiner Pfarrei bzw. Gemeinde. In seiner Funktion 
als Pfarrer hat er zahlreiche Veränderungen und auch Bauaktivitäten vor Ort begleitet. Im Jahr 2015 konnte er sein 
Goldenes Weihejubiläum feiern.
Seine letzte Ruhestätte fand er auf der Priestergruft des katholischen Pfarrfriedhofs von St. Michael in Essen. 
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Am Freitag, 8. April 2022, verstarb Prälat Dr. Gerd Lohaus. Der Verstorbene, der in Essen gewohnt hat, wurde 
am 15. Februar 1946 in Essen geboren. Nach einer Ausbildung zum Industriekaufmann und dem Abitur am 
Erzbischöflichen Abendgymnasium in Neuss, entschied sich Gerd Lohaus für die Priesterausbildung in sei-
nem Heimatbistum. Am 12. März 1976 wurde er von Bischof Dr. Franz Hengsbach in der Propstei St. Augusti-
nus Gelsenkirchen zum Priester geweiht. Gerd Lohaus war zunächst als Kaplan in der Pfarrei St. Engelbert in 
Essen eingesetzt. Von 1978 bis 1983 war er als Subsidiar bzw. Kaplan in der Pfarrei St. Christophorus in Essen-
Kray beauftragt. Gleichzeitig absolvierte er ein Aufbaustudium an der Katholisch-Theologischen Fakultät der 
Ruhr-Universität Bochum und schloss dieses im Jahr 1984 mit einer Dissertation zur Summa Theologiae des 
Hl. Thomas von Aquin als Doktor der Theologie ab. Ab dem Jahr 1985 wurde er als Religionslehrer am Annet-
te-von-Droste-Hülshoff-Gymnasium in Gelsenkirchen-Buer sowie als Subsidiar in der seinerzeitigen Pfarrei 
St. Pius in Bochum-Wattenscheid beauftragt. Zwei Jahre später ernannte ihn Bischof Dr. Franz Hengsbach 
zum Gymnasialpfarrer. Darüber hinaus übernahm er kurzzeitig die Verantwortung für die Aus- und Weiter-
bildung der Ständigen Diakone im Bistum Essen, bis ihm zum Januar 1988 die Leitung des Essener Seminars 
für Gemeindereferentinnen in Gelsenkirchen übertragen wurde. Im Jahr 1991 wurde Dr. Lohaus zudem Beauf-
tragter für Ökumenische Fragen im Bistum Essen. Ein Jahr später ernannte ihn Bischof Dr. Hubert Luthe zum 
Domvikar am Essener Dom. Im darauf folgenden Jahr übernahm er die Aufgabe als Domzeremoniar. Seit 
dem Jahr 1996 war ihm die Leitung des Dezernates „Glaubenslehre und Gottesdienst“, später Zentralabtei-
lung „Glaubenslehre, Liturgie und Ökumene“, im Bischöflichen Generalvikariat übertragen. Zugleich war er als 
persönlicher Referent des Bischofs von Essen tätig. Im selben Jahr verlieh ihm Papst Johannes Paul II. den Titel 
„Päpstlicher Ehrenkaplan“. Papst Benedikt XVI. ernannte ihn im Jahr 2006 als „Päpstlicher Ehrenprälat“. Im 
Jahr 2011 ernannte ihn Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck zum Ehrendomherrn am Essener Dom. Ab Sommer 
2013 übertrug ihm der Ruhrbischof, die Aufgabe als „Referent für Kirchliche Lehre und Theologische Wissen-
schaft“ im Bischöflichen Generalvikariat. Darüber hinaus übernahm Dr. Lohaus kurzzeitig die Vertretung des 
Lehrstuhls im Fach Dogmatik an der Katholisch-Theologischen Fakultät der Ruhr-Universität Bochum und war 
hier viele Semester als Lehrbeauftragter tätig. Mit Vollendung seines 75. Lebensjahres trat er schließlich im 
Frühjahr 2021 in den Ruhestand. Dr. Gerd Lohaus hat sich in einer Vielzahl verantwortlicher Aufgaben um die 
Kirche von Essen verdient gemacht. Seine Leidenschaft galt der Theologie, insbesondere der Dogmatik, die er 
als Lehrer und Dozent vermittelt hat, und zugleich der Liturgie, insbesondere als Ausdruck des Geheimnisses 
des Glaubens. 
Seine letzte Ruhestätte fand er auf dem Kapitelsfriedhof der Hohen Domkirche zu Essen. 

Am Freitag, 8. April 2022 verstarb Ulrich Timpte. Der Verstorbene, der in Bottrop gewohnt hat, wurde am 17. 
Dezember 1935 in Oberhausen-Osterfeld geboren und am 21. Juni 1963 in Gladbeck zum Priester geweiht. 
Nach seiner Weihe war er zunächst als Kaplan in der Pfarrei St. Elisabeth in Essen-Frohnhausen eingesetzt. 
Im Frühjahr 1968 wechselte er als Kaplan in die Pfarrei St. Bonifatius und als Jugendseelsorger in St. Pius nach 
Bottrop. Im Sommer 1974 ernannte ihn der Bischof von Essen als Pfarrer der Pfarrei St. Michael in Bottrop. 
Sieben Jahre später, im Frühjahr 1981, übernahm er als Pfarrer die Leitung der Pfarrei St. Georg in Essen-Hei-
singen. Im Jahr 1986 wurde Ulrich Timpte als Fidei-Donum-Priester für den pastoralen Dienst in der Diözese 
Quilmes in Argentinien freigestellt und wurde dort als Pfarrer eingesetzt. Über seine priesterlichen Dienst hin-
aus, die auch ein überregionales Engagement als Dechant von 21 Pfarreien und als Mitglied im Priesterrat der 
Diözese einschloss, engagierte er sich vor Ort in der Entwicklung von Projekten im Bereich der Caritas. Im Jahr 
2003 kehrte Ulrich Timpte aus gesundheitlichen Gründen in sein Heimatbistum Essen zurück und übernahm als 
Pastor im besonderen Dienst seelsorgliche Aufgaben auf dem Gebiet der heutigen Propsteipfarrei St. Cyriakus 
in Bottrop. Hier unterstützte er durch den „Verein Hilfe für Quilmes“ weiterhin soziale Projekte in Argentinien 
mit dem Ziel, insbesondere den Ärmsten eine Perspektive zu ermöglichen. Ulrich Timpte war ein sozial hoch 
engagierter Priester und geschätzter Seelsorger, hier im Ruhrbistum, wie auch in Argentinien. 
Seine letzte Ruhestätte fand er auf dem Alten Friedhof in Bottrop.

Wir gedenken der Verstorbenen in der Feier der Eucharistie und im Gebet.

R. I. P.


